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Prof. Dr. Henning Radtke

Lösungsskizze zur Examensklausurenkurs vom 3. November 2006
1.Tatkomplex „Der Rembrandt aus der städtischen Kunsthalle“
A. Strafbarkeit von C
Hinweis: Aufgrund des Sachverhaltes liegt die Verwirklichung des Diebstahls in einem besonders schweren Fall sowie der Qualifikationen § 244 und § 244 a StGB recht offen zu Tage. Angesichts des Vorrangs (Gesetzeskonkurrenz) von § 244 a StGB könnte es sich anbieten, das Gutachten mit § 244 a StGB zu beginnen und nur noch knapp darauf einzugehen, dass § 244 StGB und §§ 242, 243 StGB ebenfalls verwirklicht sind. Allerdings kommt der Tatbeteiligte Bruder D mangels Bandenmitgliedschaft von vornherein nicht als Täter eines § 244 a StGB in Betracht. Im Hinblick auf seine Beteiligungsstrafbarkeit macht es Sinn, sich bereits im Kontext der Strafbarkeit des Tatnächsten C ausführlicher auch mit §§ 242, 243 StGB zu beschäftigen.
I. Besonders schwerer Fall des Diebstahls gem. § 242, § 243 Abs. 1 S. 2 Nr. 1, 3, 5 StGB
,
indem C sich in der Kunsthalle im Spind des Umkleideraumes verbirgt, nachts einen Rembrandt aus dem Bilderrahmen trennt und in zusammengerollten Zustand aus dem Fenster des Umkleideraums dem darunter wartenden D zuwirft.

1. Objektiver Tatbestand

Der Rembrandt gehört als Leihgabe einem privaten Eigentümer und ist für C eine fremde, bewegliche Sache. Wegnahme ist der Bruch fremden und die Begründung neuen, nicht notwendig eigenen Gewahrsams. Gewahrsam ist die von einem natürlichen Willen getragene Sachherrschaft, beurteilt nach der natürlichen Auffassung des täglichen Lebens.
 Ursprünglich hatte der Leiter der städtischen Kunsthalle Gewahrsam bzw. die von ihm bestellten Gewahrsamsausübenden. Als C das Bild aus dem Fenster dem darunter wartenden D zuwirft, brach er diesen Gewahrsam und D erlangte nach dem Tatplan die tatsächliche Sachherrschaft, .unabhängig davon, ob D Gehilfe oder Mittäter ist. Da nicht notwendig tätereigener neuer Gewahrsam begründet werden muss, genügt die Begründung neuen Gewahrsams bei B für die Vollendung der Wegnahme.

2. Subjektiver Tatbestand

Wegnahmevorsatz liegt unproblematisch vor. Die Zueignungsabsicht ist in Form der Drittzueignung gegeben, weil der Rembrandt weggenommen wurde, um ihn einem Dritten zu verschaffen.

3. C handelte auch rechtswidrig und schuldhaft.

4. Strafzumessung

C könnte darüber hinaus verschiedene Regelbeispiele des § 243 verwirklicht haben. Unproblematisch erfüllt ist zunächst § 243 Abs. 1 S. 2 Nr. 1, weil C sich zur Ausführung der Tat in dem Gebäude verborgen gehalten hat. Dabei es unerheblich, dass er ursprünglich legal in die Kunsthalle gekommen ist, denn es ist auf die Berechtigung zum Zeitpunkt der Tat abzustellen.
 C könnte des Weiteren gem. § 243 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 gewerbsmäßig stehlen. Gewerbsmäßig handelt, wer den Diebstahl mit der Absicht begeht, sich aus der wiederholten Begehung eine Einnahmequelle von einer gewissen Dauer und Erheblichkeit zu schaffen.
 C erhält regelmäßig Aufträge, Gemälde aus Galerien zu verschaffen, so dass sich hieraus eine regelmäßige erhebliche Einnahmequelle für ihn ergibt. Dieses Regelbeispiel ist somit ebenfalls gegeben. Zusätzlich hat C durch den Diebstahl § 243 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 erfüllt, weil der gestohlene Rembrandt eine Sache von Bedeutung für die Kunst ist, die sich zur Tatzeit in einer allgemein zugänglichen Sammlung befand. Dabei es ist unerheblich, ob die Sammlung eine öffentliche oder private ist.
 Nicht erforderlich, aber zusätzlich erfüllt ist in diesem Zusammenhang ebenfalls die Alternative, dass der Rembrandt öffentlich ausgestellt war. Die Sache muss dazu an einem öffentlichen Ort aufgestellt sein, gemeint ist damit nicht nur der allgemein zugänglich Ort, sondern die Sache muss zur Besichtigung aufgestellt sein.

C handelt auch vorsätzlich.

5. Somit hat sich C wegen besonders schweren Fall des Diebstahl gem. § 242 Abs. 1, § 243 Abs. 1 S. 2 Nr. 1, 3 und 5 strafbar gemacht.

II. Schwerer Bandendiebstahl gem. § 244 a Abs. 1

durch die Handlung wie unter 1.
1. Objektiver Tatbestand

C hat einen Diebstahl unter den in § 243 Abs. 1 S. 2 genannten Voraussetzungen begangen.

C müsste als Mitglied einer Bande gehandelt haben. Der Begriff der Bande setzt die ernsthafte Verbindung von mehreren Personen mit dem Ziel voraus, künftig für eine gewisse Dauer mehrere selbständige, im Einzelnen noch ungewisse Straftaten des im Gesetz genannten Deliktstyps, hier von Diebstählen, zu begehen.
 

C hat sich gemeinsam mit A und B mit dem Ziel verbunden, regelmäßig in Galerien ausgestellte Kunstwerke der Malerei zu stehlen. Unerheblich ist hierbei, wie die Tatbeiträge der einzelnen Bandenmitglieder aussehen. Es kommt vorliegend nicht darauf an, ob eine Bande mindestens zwei
 oder drei
 Mitglieder umfassen muss.

Problematisch ist jedoch, ob C den besonders schweren Fall des Diebstahls „unter Mitwirkung eines anderen Bandenmitglieds“ begangen hat. Denn D ist offensichtlich kein Bandenmitglied. Er hat sich lediglich „einmalig zu einer Mitwirkung bereit gefunden“, so dass es bereits an der Dauerhaftigkeit seiner Bandentätigkeiten fehlt.
Unter „Mitwirken“ wird ein örtliches und zeitliches, wenn auch nicht notwendig körperliches, Zusammenwirken mit anderen am Tatort anwesenden Bandenmitgliedern, wobei die Bandenmitglieder nicht als Mittäter zusammenwirken müssen.

An diese Definition angelehnt, hätte C dieses Tatbestandsmerkmal nicht erfüllt.

Eine andere Auffassung vertritt jedoch der Große Senat für Strafsachen beim BGH in seinem Beschluss vom 22.03.2001.
 Das Erfordernis der Mitwirkung eines anderen Bandenmitglieds im Tatbestand des Bandendiebstahls setzt nicht voraus, dass wenigstens zwei Bandenmitglieder örtlich und zeitlich die Wegnahmehandlung zusammen begehen. Vielmehr reiche es aus, wenn ein Bandenmitglied als Täter und ein anderes Bandenmitglied beim Diebstahl in irgendeiner Weise zusammenwirken, wobei die Wegnahmehandlung selbst sogar von einer bandenfremden Person ausgeführt werden kann.
 Der Senat führt hierzu im Einzelnen aus, dass diese Erweiterung des Tatbestandes sowohl mit dem Wortlaut als auch mit der Ratio des Tatbestandes
 vereinbar sei und dem weder systematische noch historische Gründe entgegenstünden.

Folgt man dieser Ansicht, so hat C unter Mitwirkung der Bandenmitglieder A und B gehandelt, wobei es unerheblich ist, ob letztere als Mittäter oder Teilnehmer mitgewirkt haben.

b) Subjektiver Tatbestand 

C handelte auch hinsichtlich des Tatbestandes des Bandendiebstahls vorsätzlich.

III. Bandendiebstahl gem. § 244 Abs. 1 Nr. 2

durch die Handlung wie unter 1.

Dieser ist ebenfalls erfüllt, jedoch geht § 244a als echte Qualifikation vor.

IV. Hausfriedensbruch gem § 123

durch die Handlung wie unter 1.

Dieser ist unproblematisch erfüllt. Die Kunsthalle ist ein Geschäftsraum. C betrat diese mit genereller Zutrittserlaubnis, auch wenn dies zu widerrechtlichen Zwecken geschah (h.M.). Allerdings war diese Erlaubnis auf die Öffnungszeit zeitlich befristet.

Die Tat ist absolutes Antragsdelikt, so dass hier eine Strafverfolgungsvoraussetzung fehlt.

V. Konkurrenzen
C ist gem. § 244 a StGB strafbar. Dieser geht den §§ 242, 243 und 244 vor.
B. Strafbarkeit von D

I. Besonders schwerer Fall des Diebstahls gem. § 242 Abs. 1, § 243 Abs. 1 S. 2 Nr. 1, 3 und 5, § 25 Abs. 2
indem D nach Absprache unter dem Fenster des Umkleideraumes das Bild von C zugeworfen wird.
Der Rembrandt war für D ebenfalls eine fremde, bewegliche Sache. Da D selbst die Sache nicht weggenommen hat, kann ihm die Wegnahmehandlung des C über § 25 Abs. 2 zugerechnet werden, wenn die Voraussetzungen der Mittäterschaft vorliegen.

Weder nach der Tatherrschaftslehre noch nach der subjektiven Theorie ist D als Mittäter einzustufen.

Nach der Tatherrschaftslehre ist Täter, wer das „Ob“ und „Wie“ der Tatbestandsverwirklichung bestimmt und einen entsprechenden Willen besitzt. Bei der Mittäterschaft bedeutet dies funktionelle Mittäterschaft.
 D war lediglich mit einer untergeordneten Aufgabe betraut. Er hatte weder im Planungs- noch im Ausführungsstadium irgendein Mitspracherecht, so dass hiernach Mittäterschaft ausscheidet.

Nach der von der Rechtsprechung vertretenen subjektiven Theorie ist Täter, wer einen Tatbeitrag mit Täterwillen leistet. Täterwillen hat derjenige, der die Tat als eigene will. Als Kriterien, die im Wege einer wertenden Gesamtschau zu würdigen sind, werden herangezogen: der Umfang der Tatbeteiligung, der Grad des eigenen Interesses am Taterfolg und die Tatherrschaft.
 Auch hiernach leistete D den Tatbeitrag nicht als Mittäter. D fand sich nur aus „Anhänglichkeit zu A“ zu einer Mitwirkung bereit, so dass sein Eigeninteresse am Gelingen der Tat gering war. Er wollte die Tat nicht als eigene, sondern als Tat des A und der anderen. Eine Mittäterschaft scheidet aus

II. Beihilfe zu einem besonders schweren Fall des Diebstahls gem. § 242 Abs. 1, § 243 Abs. 1 S. 2 Nr. 1, 3 und 5, § 27

durch die Handlung wie unter I. 1.

Eine teilnahmefähige Haupttat des C liegt vor D hat die Haupttat durch das Auffangen des Bildes gefördert. D hatte zum einen Vorsatz hinsichtlich der rechtswidrigen Haupttat und Vorsatz bezüglich seines eigenen Tatbeitrages.

III. Besonders schwerer Bandendiebstahl in Mittäterschaft gem. § 244 a, § 25 Abs. 2

durch die Handlung wie unter I.1.
Der Strafbarkeit steht entgegen, dass D kein Bandenmitglied ist, weil er lediglich einmal mitwirkte. Insofern ist § 244 a ein Sonderdelikt, das nur von Bandenmitgliedern täterschaftlich verwirklicht werden kann.

IV. Beihilfe zu einem schweren Bandendiebstahl gem. § 244a, § 27

durch die Handlung wie unter I.1.
a) Tatbestandsmäßigkeit

Der durch C verwirklichte schwere Bandendiebstahl eine tatbestandsmäßige und rechtswidrige Haupttat dar. Durch die Entgegennahme des Bildes hat D diese Haupttat gefördert und somit Hilfe geleistet. D handelte zum einen mit Vorsatz hinsichtlich des Erfolges der Haupttat und zum anderen handelte er vorsätzlich in Bezug auf seine Beihilfehandlung.

b) Akzessorietätslockerung 

Einer Strafbarkeit als Gehilfe zu einem schweren Bandendiebstahl könnte aber entgegenstehen, dass D nicht Bandenmitglied ist. Die fehlende Bandenmitgliedschaft wäre jedoch nur dann von Bedeutung, wenn die Bandenmitgliedschaft ein besonderes (strafschärfendes) persönliches Merkmal im Sinne von § 28 Abs. 2 darstellt.
Teile der Literatur
 begreifen die Bandenmitgliedschaft allerdings als rein tatbezogenes Merkmal. Der Grund der Strafschärfung sei nicht die in der Person des einzelnen Bandenmitglieds liegende erhöhte Gefährlichkeit. Vielmehr liege der Grund in der objektiven Gefährlichkeit einer Bandenverbindung, die mit mehreren Mitgliedern agiert. 
 Folgte man dieser Ansicht, gelangt § 28 überhaupt nicht zur Anwendung. D haftete damit voll akzessorisch und wäre wegen Beihilfe zu einem schweren Bandediebstahl zu bestrafen.

Der Gegenansicht
 sieht im Hinblick auf die persönliche Verflechtung in der Bandenmitgliedschaft ein strafschärfendes besonderes persönliches (täterbezogenes) Merkmal iSd § 28 Abs. 2. Damit kommt zu einer Tatbestandsverschiebung, so dass auf die Täter und die Teilnehmer unterschiedliche Tatbestände Anwendung finden.

Folgt man der letztgenannten Auffassung hat sich D nicht wegen Beihilfe zum schweren Bandendiebstahl strafbar gemacht.
C. Strafbarkeit von A

I. § 242 Abs. 1, § 243 Abs. 1 S. 2 Nr. 1, 3, und 5, § 25 Abs. 2

durch die Planung der Entwendung des Rembrandt

Da A den Rembrandt nicht selbst weggenommen hat, kann er für die Wegnahme als Täter nur verantwortlich sein, wenn die Voraussetzungen einer mittäterschaftlichen Begehung vorliegen. Daran bestehen allerdings Zweifel, weil A im Ausführungsstadium des Diebstahls keiner Tatbeiträge erbracht hat.
Nach der innerhalb der Tatherrschaftslehre überwiegend vertretenen Ansicht wäre A ungeachtet dessen als Mittäter einzustufen. Er bestimmt das „Ob“ und „Wie“ der Tatbestandsverwirklichung. Ihm obliegt die gesamte Planung: er nimmt die Aufträge entgegen, macht die entsprechende Galerie ausfindig, in der sich das entsprechende Bild befindet und legt schließlich den optimalen Weg fest, auf dem das Bild beschafft werden kann. Ausschließlich die eigentliche Ausführung obliegt den beiden anderen Brüdern. Zwar ist nicht unbestritten
, jedoch h.M., dass eine bloße Mitwirkung im Vorbereitungsstadium eine Mittäterschaft begründen kann. Angesprochen ist in diesem Zusammenhang die Problematik des sog. Bandenchefs, der lediglich im Hintergrund agiert (im Vorbereitungsstadium mitwirkt) und die Ausführungshandlungen anderen überlässt. Das Beteiligungsminus im Ausführungsstadium wird durch die große Aktivität im Vorbereitungsstadium ausgeglichen. Hiernach ist A Mittäter

Keine andere Bewertung ergibt aus Sicht der von der Rechtsprechung
 vertretenen subjektiven Theorie. A leistet seinen Tatbeitrag mit Täterwillen. Auf eine Erbringung des (unverzichtbaren) Tatbeitrags im Ausführungsstadium kommt es nicht an. Das Maß der Tatbeteiligung im Vorbereitungsstadium und das eigene Tatinteresse sind eindeutige Hinweise auf das Vorliegen von Täterwillen bei A.
A hat mit C und D einen gemeinsamen auf die Begehung der Tat gerichteten Tatentschluss gefasst, der sich auch auf sämtliche von C verwirklichten Regelbeispiele bezog
II. § 244 a Abs. 1, § 25 Abs. 2
durch das vorstehend unter I. genannte Verhalten
A hat als Mittäter einen Diebstahl unter den in § 243 Abs. 1 S. 2 genannten Voraussetzungen begangen. Dabei hat er auch als Mitglied einer Bande gehandelt, weil er sich ernsthaft mit B und C mit dem Ziel verbunden hat, zukünftig für eine gewisse Dauer mehrere selbständige, im Einzelnen noch ungewisse (schwere) Diebstähle zu begehen.

Allerdings ist fraglich, ob A in eigener Person „unter Mitwirkung eines anderen Bandenmitglied“ gestohlen hat, weil A er bei der Tatbegehung nicht vor Ort war. 
 A könnte wegen der fehlenden Mitwirkung vor Ort auf der Grundlage der bisherigen Rechtsprechung
 nicht als Mittäter des Bandendiebstahls angesehen werden.

Nach der Entscheidung des großen Strafsenats des BGH
 vom 22. März 2001 wird allerdings nicht mehr vorausgesetzt, dass wenigstens zwei Bandenmitglieder örtlich und zeitlich die Wegnahmehandlung zusammen begehen. Vielmehr reicht aus, wenn ein Bandenmitglied als Täter und ein anderes Bandenmitglied in irgendeiner Weise zusammenwirken. Nach übereinstimmender Auffassung aller Strafsenate des BGH muss sich der Täter des Bandendiebstahls nicht mehr –wie nach früherer Rechtsprechung
- selbst am Tatort an der Ausführung des Diebstahls unmittelbar beteiligen.
 Da mit C ein Bandenmitglied die Tat selbst ausgeführt hat, kommt es für A lediglich darauf an, ob dieser nach den allgemeinen Regeln Mittäter des (schweren) Bandendiebstahls ist. Dass diese Voraussetzungen gegeben sind, ergibt sich aus den Ausführungen zu I.
III. § 244 Abs. 1 Nr. 2, § 25 Abs. 2

Wird § 244 a mit der Rechtsprechung des Großen Senats bejaht, so liegen aus den entsprechenden Gründen auch die Voraussetzungen von § 244 vor, der allerdings im Wege der Gesetzeskonkurrenz hinter § 244 a zurücktritt.
IV. Konkurrenzen
A ist gem. § 244 a, § 25 Abs. 2 strafbar. Diese Tat geht den §§ 242, 243 und § 244 als lex specialis vor.

D. Strafbarkeit des B

I. § 244 a, § 25 Abs. 2

indem B mit seinen Brüdern A und C den Diebstahl des Rembrandts verabredet, B sich jedoch kurz vor dem geplanten Tatzeitpunkt den Fuß verletzt, so dass C an seine Stelle treten musste.

Die mittäterschaftliche Begehungsweise scheitert bereits daran, dass B im Vorbereitungsstadium für die Vollendung des Delikts keinen kausalen Beitrag geleistet hat, der im Ausführungsstadium noch fortwirkte. Die Planung der Tat erfolgte allein durch A, so dass mangels entsprechender Tatbeiträge des B auch insoweit das Vorhandensein eines bis in das Ausführungsstadium der Tat fortwirkender Tatbeiträge nicht begründet werden kann.

Somit kann dem B die Tatvollendung schon mangels Kausalität seines ursprünglich vorgesehenen Tatbeitrags nicht zugerechnet werden.

II. § 244 a i.V.m. § 30 Abs. 2

durch die ursprüngliche Übereinkunft, die Tat wie von A geplant durchzuführen
a) Tatbestandsmäßigkeit
Verabredung ist die Übereinkunft von mindestens zwei Personen, die geplante Tat als Mittäter zu begehen.
 A, C und B kamen überein, das Verbrechen des § 244 a zu begehen. Nach der ursprünglichen Tatplanung war der B zugedachte Beitrag ein solcher, der sich auf der Basis eines gemeinschaftlichen Tatplans auf eine mittäterschaftliche Beteiligung gerichtet war.

„Sichbereiterklären“ ist die ernst gemeinte Kundgabe der vorbehaltlosen Bereitwilligkeit zur Begehung eines Verbrechens gegenüber einem anderen
, die vorliegend durch B gegeben war.

b) Rücktritt gem. § 31

Ein Rücktritt vom Versuch der Beteiligung aufgrund des Umstandes, dass B sich nicht an der Ausführung des Diebstahls beteiligt hat, kommt im Ergebnis nicht in Betracht. Es fehlt ersichtlich an der erforderlichen Freiwilligkeit des Rücktritts. Freiwillig bedeutet, dass der Täter aus autonomen Gründen nicht mehr an seinem Entschluss zur Begehung des Delikts festhält, An der Autonomie fehlt es ersichtlich, weil B allein aufgrund seiner Fußverletzung und damit unfreiwillig von der Ausführung Abstand nahm.

B hat sich daher gem. § 244 a i.V.m. § 30 Abs. 2 strafbar gemacht.
III.
§ 259

durch die Annahme eines stattlichen Anteils an der von K bzw. dem Auftraggeber erhaltenen Bezahlung für die Ausführung des Diebstahls

Eine Strafbarkeit scheidet schon deshalb aus, weil es sich bei dem erhaltenen Geld nicht um einen Gegenstand handelt, der aus einer rechtswidrigen Vortat stammt. Darauf, dass es sich um die Gegenleistung für die Begehung einer Straftat (Bandendiebstahl) handelt, kommt es nicht an, weil die sog. Ersatzhehlerei nach ganz überwiegend vertretener Auffassung nicht vom Tatbestand des § 259 erfasst ist.

2. Tatkomplex „Der Monet aus dem Auktionshaus
A. Strafbarkeit von C

I. Totschlag gem. § 212 zum Nachteil von W 

indem C zu erkennen meint, dass die durch den Stich des B bewirkte Verletzung den Tod des W allein nicht herbeiführen wird, dem schockierten B das Messer aus der Hand nimmt und gezielt in Richtung Herz des W sticht, weil er fürchtet, W könnte B trotz der schlechten Lichtverhältnisse wieder erkennen.

Problematisch ist die hier die Ursächlichkeit des von C geführten Stichs für den Tod von W. Es könnte ein Fall so genannter kumulativer Kausalität vorliegen. Kausalität besteht auch dann, wenn mehrere, unabhängig voneinander vorgenommene Handlungen den Erfolg erst durch ihr Zusammenwirken herbeiführen. 
 Hier lässt sich jedoch nicht klären, ob der Erfolg, der Tod des W, bereits durch einen der beiden Stiche für sich genommen herbeigeführt wurde. Bleibt dies ungeklärt, so steht hier der Grundsatz in-dubio-pro-reo der Annahme von (kumulativer) Kausalität entgegen.

Zwar nimmt die ganz überwiegende Auffassung in den Fällen kumulativer Kausalität die Ursächlichkeit beider Handlungen an, deren Zusammenwirken den tatbestandlichen Erfolg herbeigeführt hat. Hier ist jedoch zu bedenken, dass die Möglichkeit der Ursächlichkeit jeweils einer der beiden Handlungen nicht ausgeschlossen werden kann. Zugunsten des C muss daher angenommen werden, dass bereits der Stich des B allein den Tod des W herbeigeführt hätte (und vice versa). Zur Annahme der Kausalität des zweiten, von C geführten Stichs käme man daher lediglich dann, wenn – bei zu Gunsten C anzunehmender Ursächlichkeit des Stichs von B – dieser zweite Stich den Tod des W in relevanter Weise zu einem früheren Zeitpunkt herbeigeführt hat, als dies bei der nicht auszuschließenden Möglichkeit der Tötung allein durch den Stich des B der Fall gewesen wäre.
 Dazu gibt der Sachverhalt nicht genügend Anhaltspunkte (aA vertretbar).

Mangels Voraussetzungen von Mittäterschaft in Bezug auf die Tötung des W kann C auch die mit zum Tode des W führende Verhaltensweise des B nicht zugerechnet werden. Im Ergebnis mangelt es daher nach der hier vertretenen Auffassung an der Kausalität des Verhaltens von C für den eingetretenen Todeserfolg.

Damit scheidet eine Strafbarkeit von C wegen vollendeten Totschlags aus.
II. Versuchter Mord gem. §§ 211, 22, 23

durch die Handlung wie unter I.

Der Tatentschluss von C ist auf die absichtliche Tötung eines Menschen gerichtet. Als Mordmerkmal kommt jedenfalls Verdeckungsabsicht in Betracht. Dies setzt die Absicht im Sinne zielgerichteten Wollens voraus. Die andere Straftat kann die des Täters oder eines Dritten sein.
 C sticht W gezielt ins Herz, weil er fürchtet, W könne B wieder erkennen. Damit verfolgte er (mindestens) das Ziel, die von B zuvor wenigstens in das Versuchsstadium gebrachte Straftat zu verdecken.

Objektiv ist das unmittelbare Ansetzen unproblematisch gegeben.

III. Gefährliche Körperverletzung gem. §§ 223, 224 Abs. 1 Nr. 2, 4 und 5
Durch die Handlung wie unter I.
Ein Fahrtenmesser ist ein jedenfalls gefährliches Werkzeug, dessen Einsatz im Sinne eines Durchgangsstadiums) sowohl zu einer körperlichen Misshandlung als auch zu einer Gesundheitsbeschädigung bei W geführt hat.
Zudem könnte das Qualifikationsmerkmal gemäß § 224 Abs. 1 Nr. 4 („mit einem anderen gemeinschaftlich“ verwirklicht sein. Für die Verwirklichung genügt es, wenn auf Täterseite zwei Beteiligte (unabhängig von der rechtlichen Einordnung der Beteiligungsform) am Tatort anwesend sind. Diese Voraussetzung ist an sich wegen der Anwesenheit von B gegeben. Allerdings war die Begehung einer Körperverletzung oder gar einer Tötung nicht Gegenstand des gemeinsamen Tatplans. Ein solcher ist auch während der Tatausführung nicht gefasst worden. Zudem ist nicht ersichtlich, dass B sich in strafrechtlich relevanter Weise an der durch C verwirklichten Körperverletzung beteiligt hat. Schon die objektiven Voraussetzungen der Qualifikation sind damit nicht gegeben.

Allerdings handelt es sich bei dem gezielten Stich in das Herz nach allen zu dem Merkmal vertretenen Ansichten um eine das Leben gefährdende Behandlung.

Die Verwirklichung der beiden objektiv gegebenen Qualifikationen ist angesichts des gezielten, mit Tötungsvorsatz vorgenommenen Messerstichs auch jeweils von dem Vorsatz des C umfasst.
C hat sich daher gem. §§ 223, 224 Abs. 1 Nrn.  2 und 5 strafbar gemacht.
IV. Körperverletzung mit Todesfolge gem. § 227

durch die Handlung wie unter I.
Die Strafbarkeit scheitert wie bei dem vollendeten vorsätzlichen Tötungsdelikt ebenfalls an dem nicht zu führenden Nachweis der Ursächlichkeit des Stiches von C für den Tod von W.

Wegen des in Form der Absicht vorliegenden Tötungsvorsatzes von C liegt zwar der Versuch der Erfolgsqualifikation bzgl. § 227 vor, allerdings tritt die Versuchsstrafbarkeit aus § 227 im Wege der Gesetzeskonkurrenz hinter den versuchten Mord (oben II) zurück.

V. Raub gem. § 249

indem C, nachdem er gezielt auf W eingestochen hatte, dem B den Rucksack mit dem „Monet“ abnahm und schleunigst den Ort verließ.

Der Monet ist für C eine fremde, bewegliche Sache. Nicht C, sondern B hat den Monet weggenommen, indem er ihn in den Rucksack steckte. Es braucht nicht entschieden werden, ob C diese Wegnahme über § 25 Abs. 2 zugerechnet werden kann. Denn weder die durch B noch durch C angewandte Gewalt waren Mittel zur Wegnahme. Diese notwendige finale Verknüpfung setzt voraus, dass nach Vorstellung des Täters die Gewalt gerade als Mittel zur Wegnahme eingesetzt wird.

C stach auf W ein, weil er „fürchtet, W könne B wieder erkennen“. Da W sowieso bereits kampfunfähig am Boden lag, war auch für C erkennbar, dass zur Wegnahme keine Gewalt mehr eingesetzt werden musste.

Des Weiteren hätte die Gewalt zum Zwecke der Wegnahme vor bzw. zu deren Vollendung eingesetzt werden müssen. Nachdem B den Monet aber bereits in seinem Rucksack verstaut hatte, waren der Gewahrsamsbruch und damit die Wegnahme vollendet, so dass es eindeutig an dem erforderlichen Finalzusammenhang mit Nötigung und Wegnahme fehlt.
VI. Räuberischer Diebstahl gem. § 252

durch die Handlung wie unter V.

Der Diebstahl des Monet war – im Hinblick auf die vorstehenden Ausführungen zu V. - bereits vollendet. Diese durch B ist vollendete Wegnahme ist C angesichts des gemeinsamen auf die Erlangung des Bildes gerichteten Tatplans über § 25 Abs. 2 zuzurechnen, so dass eine taugliche Vortat besteht.
„Auf frischer Tat betroffen“ wurde zunächst B. “Betroffen“ werden, bedeutet jedoch nicht nur, von einer anderen Person wahrgenommen zu werden, sondern jedes Zusammentreffen, jede Begegnung des Täters mit einer anderen Person führt zu einem Betroffensein.
 Diese Auslegung entspricht dem Zweck von § 252, die Verteidigung des ungesicherten Gewahrsams mit Raubmitteln zu bekämpfen.
 Somit wurde C von W betroffen.

C stach auf W ein und wandte damit Gewalt an.

Vorsatz in Bezug auf die objektiven Merkmals des Tatbestandes ist gegeben. Fraglich ist allerdings, ob er auch mit der notwendigen Beutesicherungsabsicht handelte. Das heißt, C hätte den zielgerichteten Willen haben müssen, sich den Besitz des gestohlenen Bildes zu erhalten. Erforderlich ist daher, dass die Nötigung dazu dient, zwecks Ermöglichung oder Abschluss der Zueignung die Gewahrsamsentziehung zu verhindern.
 Nach dem Sachverhalt handelte C ausschließlich mit dem Grund, zu verhindern, dass W den B wieder erkennt. Da W bereits verletzt (kampfunfähig) am Boden lag, bestand für C auch nicht die Befürchtung, W werde ihm nun alsbald den Monet wieder entziehen.

C handelte nicht mit Beutesicherungsabsicht. Eine Strafbarkeit nach § 252 StGB besteht damit nicht.
VII. Schwerer Bandendiebstahl gem. § 244 a

durch die Mitnahme des Monet aus dem Auktionshaus
Die tatbestandlichen Voraussetzungen sind aus den im 1. Tatkomplex näher behandelten Gründen auch für die Wegnahme Monet verwirklicht. § 244 a geht den §§ 242, 243, 244 vor.
VIII. Konkurrenzen

Der versuchte Mord und die gefährliche Körperverletzung werden durch dieselbe Tathandlung verwirklicht. Um den Umstand zum Ausdruck zu bringen, dass ein Körperverletzungserfolg eingetreten ist, liegt nach inzwischen ganz h.M. Idealkonkurrenz zwischen dem Tötungsversuch und der vollendeten (gefährlichen) Körperverletzung vor.

B. Strafbarkeit von B

I. Totschlag gem. § 212

indem B, erschrocken und durch den Lichtstrahl der Taschenlampe geblendet, sein stets mitgeführtes Fahrtenmesser zieht und auf den Oberkörper des W einsticht.

Hier stellt sich ebenfalls das Problem im Kontext der Strafbarkeit von C ausführlich dargestellte Problem der kumulativen Kausalität, so dass unter Heranziehung des in-dubio-pro-reo-Satzes eine Strafbarkeit wegen des vollendeten Delikts aus den für C erörterten Gründen ausscheidet.
Hinweis: Der Nachweis der Kausalität lässt sich auch nicht unter Rückgriff auf eine mittäterschaftliche Zurechnung des Messerstichs des jeweils anderen Beteiligten führen. Denn in Bezug auf die Tötung oder auch nur die Verletzung eines anderen Menschen besteht kein gemeinsamer Tatplan. Damit fehlt es an einer für Mittäterschaft konstitutiven Voraussetzung.
II. Versuchter Totschlag gem. §§ 212, 22, 23
durch die Handlung wie unter I. 

Der Tatentschluss müsste auf die Tötung eines Menschen gerichtet gewesen sein. Obwohl B auf den Oberkörper des W einsticht, kann aus dieser erheblichen objektiven Gefährlichkeit der Vorgehensweise nicht ohne weiteres auf Tötungsvorsatz geschlossen werden. Selbst wenn eine Handlung generell geeignet ist, tödliche Verletzungen herbeizuführen, muss eine sorgfältige Prüfung der inneren Voraussetzungen erfolgen.
 B ist erschrocken und durch den Lichtstrahl geblendet gewesen. Ein (wenn auch nur bedingter) Tötungsvorsatz kann damit nicht angenommen werden. 
Hinweis: Ein abweichendes Ergebnis ist bei entsprechender Begründung (etwa Beharren auf der extremen objektiven Gefährlichkeit des Stiches) vertretbar.

III. Körperverletzung mit Todesfolge gem. § 227

durch die Handlung wie unter I.
Aus den zu § 212 (oben I.) ausgeführten Gründen, fehlt es an der Kausalität des Stiches von B für den Tod von W. Eine Versuchsstrafbarkeit aus § 227, die im konkreten Fall allein in der Konstellation des Versuchs der Erfolgsqualifikation vorliegen könnte, scheidet aus, weil B – abweichend von C – keinen auf die Herbeiführung des Todes gerichteten Vorsatz aufweist (vgl. oben II.). Die Konstellation des erfolgsqualifizierten Versuchs liegt nicht vor, weil die Kausalität zwischen (wenigstens) dem Versuch des Grunddelikts und dem Eintritt der schweren Folge nicht geführt werden kann (oben I.).
IV. Gefährliche Körperverletzung gem. §§ 223, 224 Abs. 1 Nrn. 2, 4 und5
durch die Handlung wie I.
Aus den für C (oben A.III.) genannten Gründen verwirklicht auch der von B in den Oberkörper von W geführte Messerstich neben dem Grunddelikt § 223 auch die Voraussetzungen der Qualifikationen gemäß § 224 Abs. 1 Nr. 2 (jedenfalls „gefährliches Werkzeug“) und § 224 Abs. 1 Nr. 5 („das Leben gefährdende Behandlung“). Die Voraussetzungen von § 224 Abs. 1 Nr. 2 („mit einem anderen gemeinschaftlich“ sind dagegen nicht erfüllt; sub specie Körperverletzung liegt eine Beteiligung nicht vor. B und C handeln insoweit unabhängig voneinander.
B sind die die Qualifikationen ausfüllenden tatsächlichen Umstände bekannt, so dass der subjektive Tatbestand der objektiv verwirklichten Qualifikationen ebenfalls gegeben ist.

B hat sich daher gem. § 223 Abs. 1, § 224 Abs. 1 Nrn. 2 und 5 strafbar gemacht.
V. Raub gem. § 249

durch die Handlung wie unter I.
Die durch B ausgeübte Gewalt in Gestalt des Stichs in den Oberkörper von W diente nicht der zu diesem Zeitpunkt bereits vollendeten (verbergen des aus dem Rahmen geschnittenen Bildes im Rucksack) Wegenahme des Bildes, so dass eindeutig der erforderliche Finalzusammenhang fehlt.
VI. Räuberischer Diebstahl gem. § 252
durch die Handlung wie unter I.
Der Diebstahl war bereits vollendet, weil B den Monet in seinem Rucksack verstaut hatte. B wurde bei diesem Diebstahl auf frischer Tat durch W betroffen und übt durch den Messerstich Gewalt gegen eine Person aus. Subjektiv fehlt dem B jedoch die Beutesicherungsabsicht. Er war lediglich „erschrocken“ und wollte nicht seine Beute verteidigen.

VII. Bandendiebstahl gem. § 244 Abs. 1 Nr. 1a und b sowie Nr. 2
Durch die Handlung wie unter I.
B beging einen (vollendeten) Diebstahl bei dem er ein gefährliches Werkzeug (Fahrtenmesser) bei sich führte (Abs. 1 Nr. 1 a). Ob B dieses Fahrtenmesser bei sich führte, um den Widerstand einer anderen Person durch Nötigungsmittel zu verhindern, geht aus dem Sachverhalt nicht hervor.

Der Bandendiebstahl des Abs. 1 Nr. 2 ist unproblematisch gegeben.

VIII. Schwerer Bandendiebstahl gem. § 244 a (+)

C. Strafbarkeit von A

I. Schwerer Bandendiebstahl gem. § 244 a, § 25 Abs. 2
durch die Planung des Diebstahls des Monet aus dem Auktionshaus
Tatbestandsmäßigkeit ist aus den im 1. Tatkomplex erörterten Gründen gegeben.
II. § 212, 22, 23, 25 Abs. 2
durch die Handlung wie zu I.
Die Begehung des (versuchten) vorsätzlichen Tötungsdelikts ist eindeutig nicht Gegenstand des gemeinsam mit B und C gefassten Tatplans gewesen, so dass mangels Vorliegen der Voraussetzungen der Mittäterschaft eine Zurechnung der vorsätzlichen Tötungshandlung ausscheidet.
III. § 222
durch die Handlung wie zu I.

1. Tatbestandsmäßigkeit

Der tatbestandliche Erfolg ist mit dem Tod von W eingetreten. Zu diesem Erfolg hat A durch die Planung des Einbruchsdiebstahls einen Ursachenbeitrag erbracht. Dieser Beitrag war auch objektiv sorgfaltswidrig in Bezug auf das Leben von W. Die Sorgfaltswidrigkeit ergibt sich bereits aus dem Umstand, dass die Planung und Durchführung eines Einbruchsdiebstahls gegen ein strafrechtliches Gebot verstößt. Der Todeserfolg ist auch objektiv vorhersehbar, weil es eher der Lebenserfahrung entspricht, dass ein Auktionshaus, in dem gerade wertvolle Gemälde verwahrt werden, durch Wachpersonal gesichert ist. Dass ein bei der Tat überraschter Dieb, auf das Wachpersonal einsticht ist ebenso vorhersehbar wie eine spätere Verdeckungstat durch einen (weiteren) Dieb.
Problematisch könnte jedoch die Zurechenbarkeit des Todeserfolges sein. Geht man (zugunsten von A) davon aus, dass der Tod von W durch eine vorsätzliche Tötungshandlung seitens C eingetreten ist, könnte man den Tod allein dem Verantwortungsbereich des Vorsatztäters zurechnen. Allerdings realisiert sich in dieser Verdeckungstat letztlich das Risiko, das A durch die Planung der konkreten Tat hervorgerufen hat.

2. Schuld

Nimmt man eine objektive Zurechenbarkeit des Todeserfolges an, liegen die subjektiven Fahrlässigkeitsvoraussetzungen jedenfalls vor. Es sind keine Gründe dafür ersichtlich, dass A nach seinen individuellen Fähigkeiten sind objektiven Sorgfaltsanforderungen nicht zu entsprechen vermochte.
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